
LAWRIE-BLUM / LAND BADEN-WÜRTTEMBERG 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
3. Juli 1986 * 

In der Rechtssache 66/85 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag vom Bundesver­
waltungsgericht in dem vor diesem anhängigen Rechtsstreit 

Deborah Lawrie-Blum, wohnhaft in Freiburg im Breisgau, 

gegen 

Land Baden-Württemberg 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung von Artikel 48 
EWG-Vertrag und Artikel 1 der Verordnung Nr. 1612/68 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten 
T. Koopmans, U. Everling und K. Bahlmann, der Richter G. Bosco, O. Due und 
F. Schockweiler, 

Generalanwalt: C. O. Lenz 
Kanzler: H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— die Klägerin des Ausgangsverfahrens, im schriftlichen Verfahren vertreten 
durch Rechtsanwalt Hans-Peter Schmidt, Freiburg, in der mündlichen Ver­
handlung vertreten durch Rechtsanwalt Siegfried de Witt, Freiburg, 

— der Beklagte des Ausgangsverfahrens, vertreten durch Rechtsanwalt J. Boulan­
ger, Mannheim, 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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— die Regierung des Vereinigten Königreichs, vertreten durch ihren Bevollmäch­
tigten T. J. G. Pratt, in der mündlichen Verhandlung vertreten durch David 
Donaldson, QC, Gray's Inn, 

— die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, im schriftlichen Verfahren 
vertreten durch die Mitglieder ihres Juristischen Dienstes Götz zur Hausen und 
Julian Currall, in der mündlichen Verhandlung vertreten durch Götz zur Hau­
sen, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 
29. April 1986, 

folgendes 

URTEIL 

(„Tatbestand" nicht wiedergegeben) 

Entscheidungsgründe 

1 Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Beschluß vom 24. Januar 1985, beim Ge­
richtshof eingegangen am 14. März 1985, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine 
Frage nach der Auslegung von Artikel 48 EWG-Vertrag und Artikel 1 der Verord­
nung Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft (ABl. L 257, S. 2, Berichtigung: ABl. 
L 295, S. 12) zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

Zum Gegenstand des Rechtsstreits 

2 Diese Frage stellt sich im Rahmen eines Rechtsstreits der britischen Staatsangehö­
rigen Deborah Lawrie-Blum gegen das Land Baden-Württemberg. Die Klägerin 
des Ausgangsverfahrens wurde, nachdem sie an der Universität Freiburg die Prü­
fung für das Lehramt an Gymnasien abgelegt hatte, vom Oberschulamt Stuttgart 
wegen ihrer Staatsangehörigkeit nicht zum Vorbereitungsdienst zugelassen, der 
mit der Zweiten Staatsprüfung, durch die die Befähigung für die Laufbahn des 
höheren Schuldienstes an Gymnasien erworben wird, abschließt. 
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3 Aus den Akten und den vor dem Gerichtshof abgegebenen Erklärungen ergibt 
sich, daß in der Bundesrepublik Deutschland die Lehrerausbildung im wesentlichen 
Ländersache ist. Diese Ausbildung umfaßt ein Universitätsstudium, das mit der Er­
sten Staatsprüfung abschließt, und einen Vorbereitungsdienst, auf den die Zweite 
Staatsprüfung, die pädagogische Eignungsprüfung für das Lehramt, folgt. 

4 Zum streiterheblichen Zeitpunkt wurde der Vorbereitungsdienst in Baden-Würt­
temberg durch die Verordnung des Ministeriums für Kultus und Sport über den 
Vorbereitungsdienst und die Pädagogische Prüfung für das Lehramt an Gymnasien 
vom 14. Juni 1976 (GBl. Baden-Württemberg, S. 504) geregelt, die zwischenzeit­
lich durch die Verordnung des Ministeriums für Kultus und Sport über den Vor­
bereitungsdienst und die Zweite Staatsprüfung für die Laufbahn des höheren 
Schuldienstes an Gymnasien (APrOGymn) vom 31. August 1984 (GBl. Baden-
Württemberg, S. 576) ersetzt worden ist. 

5 Der Vorbereitungsdienst, der den Studienreferendar in die Erziehung und den Un­
terricht einführen soll, ist in zwei Ausbildungsabschnitte von je einem Jahr geglie­
dert, von denen der erste die Ausbildung am Seminar und an der — im allgemei­
nen öffentlichen — Schule, der der Studienreferendar zugewiesen ist, umfaßt und 
der zweite der weiteren Entwicklung der für die erzieherische unterrichtende Tä­
tigkeit an der Schule notwendigen Fähigkeiten und Fertigkeiten dient. Während 
dieses zweiten Abschnitts kann der Studienreferendar beauftragt werden, in ver­
schiedenen Klassen des Gymnasiums zunächst unter unmittelbarer Anleitung eines 
Fachlehrers und sodann während der letzten sechs Monate selbständig bis zu ins­
gesamt elf Wochenstunden zu unterrichten. 

6 Die Ableistung des Vorbereitungsdienstes und der Besitz des Zeugnisses über die 
Zweite Staatsprüfung sind rechtlich unerläßlich für den Zugang zum Beruf des 
Lehrers an öffentlichen Schulen und in der Praxis erforderlich, soweit es sich um 
Privatschulen handelt. 

7 Der zum Vorbereitungsdienst zugelassene Bewerber wird unter Berufung in das 
Beamtenverhältnis auf Widerruf zum Studienreferendar ernannt und genießt in 
dieser Eigenschaft alle mit dem Beamtenstatus verbundenen Vorteile. Zum Vorbe­
reitungsdienst wird nach den genannten Verordnungen von 1976 und 1984 nur 
zugelassen, wer die persönlichen Voraussetzungen für die Berufung in das Beam­
tenverhältnis erfüllt. Nach § 6 des Landesbeamtengesetzes für Baden-Württemberg 
i. d. F. vom 8. August 1979 (GBl. S. 398) wird die deutsche Staatsangehörigkeit 
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im Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes verlangt, soweit nicht der Innenmini­
ster bei dringendem dienstlichem Bedürfnis Ausnahmen zuläßt. 

8 Da die Klägerin des Ausgangsverfahrens nicht zum Vorbereitungsdienst zugelassen 
wurde, weil sie nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besaß, erhob sie vor dem 
Verwaltungsgericht Freiburg Klage auf Aufhebung der Ablehnung mit der Begrün­
dung, daß diese gegen das gemeinschaftsrechtliche Verbot jeder Diskriminierung 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit beim Zugang zur Beschäftigung verstoße. 
Das Verwaltungsgericht Freiburg sowie der in zweiter Instanz befaßte Verwal­
tungsgerichtshof Baden-Württemberg wiesen die Anträge mit der Begründung ab, 
nach Artikel 48 Absatz 4 EWG-Vertrag sei die Beschäftigung in der öffentlichen 
Verwaltung von den Vorschriften über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer ausge­
nommen. Das Berufungsgericht fügte hinzu, das öffentliche Schulwesen falle nicht 
in den Geltungsbereich des EWG-Vertrags, weil es nicht Teil des Wirtschaftsle­
bens sei. 

9 Das Bundesverwaltungsgericht, bei dem die Klägerin Revision eingelegt hat, hat 
das Verfahren ausgesetzt, bis der Gerichtshof über folgende Frage vorab entschie­
den hat: 

„Geben die Freizügigkeitsregeln des europäischen Rechts [Artikel 48 EWG-Ver­
trag, Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 
1968 (ABl. L 257, S. 2, Berichtigung: ABl. L 295, S. 12, mit späterer Änderung)] 
dem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats das Recht, in einem anderen Mitglied­
staat unter gleichen Voraussetzungen wie ein Inländer zum staatlichen Vorberei­
tungsdienst für ein Lehramt zugelassen zu werden, auch wenn dieser Vorberei­
tungsdienst nach nationalem Recht im Beamtenverhältnis (hier im Beamtenverhält­
nis auf Widerruf im Sinne des deutschen Beamtenrechts) abzuleisten und mit der 
selbständigen Erteilung von Unterricht verbunden ist und wenn die Berufung in 
das Beamtenverhältnis nach nationalem Recht grundsätzlich die inländische Staats­
angehörigkeit voraussetzt?" 

10 Die Frage des nationalen Gerichts geht im wesentlichen zunächst dahin, ob ein 
Studienreferendar, der einen Vorbereitungsdienst für ein Lehramt im Beamtenver­
hältnis ableistet, bei dem er entgeltliche Leistungen erbringt, indem er Unterricht 
erteilt, als Arbeitnehmer im Sinne von Artikel 48 EWG-Vertrag anzusehen ist, und 
sodann dahin, ob ein solcher Vorbereitungsdienst als Beschäftigung in der öffentli­
chen Verwaltung im Sinne von Artikel 48 Absatz 4 anzusehen ist, zu der die Zu­
lassung den Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten verweigert werden 
kann. 
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11 Das Bundesverwaltungsgericht führt in seinem sorgfältig begründeten Vorlagebe­
schluß aus, der zum Beamten auf Widerruf ernannte Studienreferendar könne 
nicht als Arbeitnehmer im Sinne von Artikel 48 EWG-Vertrag angesehen werden. 
Jedenfalls falle er unter den Vorbehalt des Artikels 48 Absatz 4, da er hoheitliche 
Befugnisse ausübe oder an der Wahrung der allgemeinen Belange des Staates mit­
wirke. 

Zum Begriff des Arbeitnehmers im Sinne von Artikel 48 Absatz 1 

1 2 Die Klägerin des Ausgangsverfahrens vertritt den Standpunkt, jede Tätigkeit gegen 
Entgelt sei dem Wirtschaftsleben zuzurechnen, ohne daß der Bereich, in dem sie 
ausgeübt werde, notwendigerweise wirtschaftlicher Natur zu sein brauche. Eine 
enge Auslegung des Artikels 48 Absatz 1 lasse die Freizügigkeit zu einem bloßen 
Instrument der wirtschaftlichen Integration verkommen, liefe seinem umfassende­
ren Zweck der Schaffung eines Freizügigkeitsraums für die Gemeinschaftsangehö­
rigen zuwider und nehme dem Vorbehalt des Artikels 48 Absatz 4 jede eigenstän­
dige Bedeutung. Unter den Begriff des Arbeitnehmers falle, unabhängig von der 
Rechtsnatur des Arbeitsverhältnisses, jedermann, der gegen Entgelt für einen ande­
ren, von dem er abhängig sei, fremdbestimmte Arbeit leiste. 

1 3 Der Beklagte des Ausgangsverfahrens schließt sich den Ausführungen des Bundes­
verwaltungsgerichts in seinem Vorlagebeschluß an, wonach die unter die Bildungs­
politik fallende Tätigkeit des Studienreferendars nicht zum Wirtschaftsleben im 
Sinne von Artikel 2 EWG-Vertrag gehört. Unter „Arbeitnehmer" im Sinne des 
Artikels 48 EWG-Vertrag und der Verordnung Nr. 1612/68 seien nur Personen 
zu verstehen, die zu ihrem Arbeitgeber in einem privatrechtlichen Vertragsverhält­
nis stünden, nicht aber solche, die auf öffentlich-rechtlicher Grundlage eingestellt 
worden seien. Der Vorbereitungsdienst sei als letzter Abschnitt der Berufsausbil­
dung des zukünftigen Lehrers anzusehen. 

1 4 Die Regierung des Vereinigten Königreichs ist der Auffassung, zwischen Studen­
ten und Arbeitnehmern müsse nach objektiven Kriterien unterschieden werden und 
der Begriff des Arbeitnehmers im Sinne von Artikel 48 sei gemeinschaftsrechtlich 
zu definieren. Objektiv werde der Begriff des Arbeitnehmers dadurch definiert, 
daß sich eine Partei verpflichtet habe, einer anderen Partei, der gegenüber sie sich 
in bezug auf die Art und Weise der Ausführung der Arbeit in einem Unterord­
nungsverhältnis befinde, Dienste gegen Entgelt zu leisten. Im vorliegenden Fall sei 
zu berücksichtigen, daß der Studienreferendar, zumindest gegen Ende des Vorbe­
reitungsdienstes, Unterricht zu erteilen habe und damit eine wirtschaftlich nützli-

2143 



URTEIL VOM 3. 7. 1986 — RECHTSSACHE 66/85 

che Arbeit verrichte, für die er eine Vergütung erhalte, die auf dem Mindestgehalt 
eines ordnungsgemäß ernannten Lehrers beruhe. 

15 Nach Ansicht der Kommission ist das einzige Kriterium für die Anwendbarkeit des 
Artikels 48 das Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses, was auch immer die 
Rechtsnatur dieses Verhältnisses und sein Zweck sein mögen. Daß der Vorberei­
tungsdienst eine obligatorische Vorbereitung auf die Ausübung eines Berufes dar­
stelle und daß er im öffentlichen Dienst abgeleistet werde, sei irrelevant, soweit die 
objektiven Merkmale des Begriffs des Arbeitnehmers vorlägen, nämlich ein Abhän­
gigkeitsverhältnis gegenüber dem Arbeitgeber — unabhängig von der Art dieses 
Verhältnisses —, die tatsächliche Erbringung von Leistungen und die Zahlung ei­
nes Entgelts. 

16 Da die Freizügigkeit der Arbeitnehmer eines der Grundprinzipien der Gemein­
schaft ist, kann der Begriff des Arbeitnehmers im Sinne von Artikel 48 nicht je 
nach dem nationalen Recht unterschiedlich ausgelegt werden, sondern er hat eine 
gemeinschaftsrechtliche Bedeutung. Der gemeinschaftsrechtliche Begriff des Ar­
beitnehmers ist, da er den Anwendungsbereich dieser Grundfreiheit festlegt, weit 
auszulegen (Urteil vom 23. März 1982 in der Rechtssache 53/81, Levin, Slg. 1982, 
1035). 

17 Dieser Begriff ist anhand objektiver Kriterien zu definieren, die das Arbeitsverhält­
nis im Hinblick auf die Rechte und Pflichten der betroffenen Personen kennzeich­
nen. Das wesentliche Merkmal des Arbeitsverhältnisses besteht aber darin, daß je­
mand während einer bestimmten Zeit für einen anderen nach dessen Weisung Lei­
stungen erbringt, für die er als Gegenleistung eine Vergütung erhält. 

18 Im vorliegenden Fall steht fest, daß der Studienreferendar während der gesamten 
Dauer des Vorbereitungsdienstes der Weisung und der Aufsicht der Schule, der er 
zugewiesen ist, untersteht, die ihm die zu erbringenden Leistungen und die Ar­
beitszeiten vorschreibt, deren Anweisungen er auszuführen und deren Vorschriften 
er einzuhalten hat. Während eines wesentlichen Teils des Vorbereitungsdienstes 
hat er den Schülern Unterricht zu erteilen und erbringt damit zugunsten der 
Schule Dienstleistungen, die einen gewissen wirtschaftlichen Wert haben. Die Be­
träge, die er erhält, können als Vergütung angesehen werden, die eine Gegenlei­
stung für die erbrachten Dienstleistungen und die Verpflichtungen, die die Ab­
leistung des Vorbereitungsdienstes für ihn mit sich bringt, darstellt. Somit ist 
festzustellen, daß die drei Kriterien für das Bestehen eines Arbeitsverhältnisses im 
vorliegenden Fall erfüllt sind. 
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19 Der Umstand, daß der pädagogische Vorbereitungsdienst, ebenso wie die Lehrzei­
ten bei anderen Berufen, als eine mit der eigentlichen Ausübung des Berufes ver­
bundene praktische Vorbereitung angesehen werden kann, verhindert die Anwen­
dung des Artikels 48 Absatz 1 nicht, wenn dieser Dienst unter den Bedingungen 
einer Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis abgeleistet wird. 

20 Es läßt sich auch nicht einwenden, die im Rahmen des Schulwesens erbrachten 
Leistungen fielen nicht in den Geltungsbereich des EWG-Vertrags, da sie nicht 
wirtschaftlicher Natur seien. Für die Anwendung des Artikels 48 ist nämlich nur 
erforderlich, daß die Tätigkeit den Charakter einer entgeltlichen Arbeitsleistung 
hat, unabhängig davon, in welchem Bereich sie erbracht wird (siehe Urteil vom 12. 
Dezember 1974, Rechtssache 36/74, Walrave, Slg. 1974, 1405). Die wirtschaftliche 
Natur dieser Tätigkeiten kann auch nicht deshalb verneint werden, weil sie in ei­
nem öffentlich-rechtlichen Status ausgeübt werden; denn wie der Gerichtshof in 
seinem Urteil vom 12. Februar 1974 in der Rechtssache 152/73 (Sotgiu, Slg. 1974, 
153) ausgeführt hat, ist die Art des Rechtsverhältnisses zwischen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber — öffentlich-rechtlicher Status oder privatrechtlicher Vertrag — für 
die Anwendung des Artikels 48 unerheblich. 

21 Auch der Umstand, daß der Studienreferendar nur eine geringe Anzahl von Wo­
chenstunden Unterricht erteilt und nur eine Vergütung erhält, die unter den Min­
destbezügen eines vollbeamteten Lehrers am Anfang seiner Laufbahn liegt, kann 
seiner Qualifizierung als Arbeitnehmer nicht entgegenstehen. Wie der Gerichtshof 
in dem angeführten Urteil Levin festgestellt hat, sind die Begriffe des Arbeitneh­
mers und der Tätigkeit im Lohn- oder Gehaltsverhältnis so zu verstehen, daß sie 
auch Personen umfassen, die, weil sie keiner Vollzeitbeschäftigung nachgehen, nur 
ein Einkommen beziehen, das unter dem für eine Vollzeitbeschäftigung liegt, so­
fern es sich um die Ausübung tatsächlicher und echter Tätigkeiten handelt. Diese 
letztgenannte Voraussetzung wird im vorliegenden Fall nicht in Zweifel gezogen. 

22 Folglich ist auf den ersten Teil der Frage zu antworten, daß ein Studienreferendar, 
der nach Weisung und unter der Aufsicht der Schulbehörden einen Vorbereitungs­
dienst für ein Lehramt ableistet, bei dem er Leistungen erbringt, indem er Unter­
richt erteilt, und eine Vergütung erhält, unabhängig von der Rechtsnatur des Be­
schäftigungsverhältnisses als Arbeitnehmer im Sinne von Artikel 48 Absatz 1 
EWG-Vertrag anzusehen ist. 
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Zum Begriff der Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung im Sinne von Artikel 
48 Absatz 4 

23 Die Klägerin des Ausgangsverfahrens trägt vor, nach der Rechtsprechung falle eine 
Tätigkeit nur dann unter den Vorbehalt des Artikels 48 Absatz 4, wenn sie die 
Ausübung hoheitlicher Befugnisse mit sich bringe und zur Wahrung der allgemei­
nen Belange des Staates beitrage. Die Tätigkeit des Lehrers und erst recht die des 
Studienreferendars sei jedoch nicht mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse ver­
bunden. 

24 Nach Auffassung des Beklagten des Ausgangsverfahrens, der sich den Erwägungen 
des Bundesverwaltungsgerichts anschließt, übt der Studienreferendar bei seiner Tä­
tigkeit tatsächlich hoheitliche Befugnisse aus, indem er den Unterricht gestalte, die 
Schüler benote und an der Entscheidung über ihre Versetzung in die nächsthöhere 
Klasse mitwirke. Jedenfalls trage seine Tätigkeit zur Wahrung der allgemeinen Be­
lange des Staates bei, zu denen das Schulwesen gehöre. Dies allein rechtfertige 
bereits die Anwendung des Artikels 48 Absatz 4. 

25 Die Kommission macht geltend, der Vorbehalt des Artikels 48 Absatz 4 unterliege 
der formellen Voraussetzung, daß die Beschäftigung die Wahrnehmung öffentlich­
rechtlicher Aufgaben mit sich bringe, und der materiellen Voraussetzung, daß sie 
mit der Ausübung hoheitlicher Befugnisse verbunden sei und zur Wahrung der 
allgemeinen Belange des Staates beitrage, wobei diese beiden Merkmale kumulativ 
zu verstehen seien. Die normale Tätigkeit des Lehrers an öffentlichen Schulen und 
erst recht die an Privatschulen erfülle diese Voraussetzungen jedoch nicht. 

26 Für die Entscheidung dieser Frage ist darauf hinzuweisen, daß Artikel 48 Absatz 4 
als Ausnahme vom Grundprinzip der Freizügigkeit und der Nichtdiskriminierung 
der Arbeitnehmer in der Gemeinschaft so auszulegen ist, daß sich seine Tragweite 
auf das beschränkt, was zur Wahrung der Interessen, die diese Bestimmung den 
Mitgliedstaaten zu schützen erlaubt, unbedingt erforderlich ist. Wie der Gerichts­
hof in seinem Urteil vom 3. Juni 1986 in der Rechtssache 307/84 (Kommission/ 
Frankreich, Slg. 1986, 1725) ausgeführt hat, kann der Zugang zu einigen Stellen 
nicht deshalb eingeschränkt werden, weil in einem bestimmten Mitgliedstaat die 
Personen, die diese Stellen annehmen können, in das Beamtenverhältnis berufen 
werden. Würde man nämlich die Anwendung des Artikels 48 Absatz 4 von der 
Rechtsnatur des Verhältnisses zwischen dem Arbeitnehmer und der Verwaltung 
abhängig machen, so gäbe man damit den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, nach 
Belieben die Stellen zu bestimmen, die unter diese Ausnahmebestimmung fallen. 
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27 Wie der Gerichtshof bereits in seinen Urteilen vom 17. Dezember 1980 in der 
Rechtssache 149/79 (Kommission/Belgien, Slg. 1980, 3881) und vom 26. Mai 
1982 in der Rechtssache 149/79 (Kommission/Belgien, Slg. 1982, 1845) ausgeführt 
hat, sind unter der Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung im Sinne von 
Artikel 48 Absatz 4, die vom Geltungsbereich der Absätze 1 bis 3 dieses Artikels 
ausgenommen ist, diejenigen Stellen zu verstehen, die eine unmittelbare oder mit­
telbare Teilnahme an der Ausübung hoheitlicher Befugnisse und an der Wahrneh­
mung solcher Aufgaben mit sich bringen, die auf die Wahrung der allgemeinen 
Belange des Staates oder anderer öffentlicher Körperschaften gerichtet sind und 
die deshalb ein Verhältnis besonderer Verbundenheit des jeweiligen Stelleninhabers 
zum Staat sowie die Gegenseitigkeit von Rechten und Pflichten voraussetzen, die 
dem Staatsangehörigkeitsband zugrunde liegen. Ausgenommen sind nur die Stel­
len, die in Anbetracht der mit ihnen verbundenen Aufgaben und Verantwortlich­
keiten die Merkmale der spezifischen Tätigkeiten der Verwaltung auf den genann­
ten Gebieten aufweisen können. 

28 Diese sehr engen Voraussetzungen sind im Falle des Studienreferendars nicht er­
füllt, auch wenn er tatsächlich die vom Beklagten des Ausgangsverfahrens erwähn­
ten Entscheidungen trifft. 

29 Somit ist auf den zweiten Teil der Frage zu antworten, daß der Vorbereitungs­
dienst für ein Lehramt nicht als Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung im 
Sinne von Artikel 48 Absatz 4 angesehen werden kann, zu der die Zulassung den 
Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten verweigert werden kann. 

Kosten 

30 Die Auslagen der Regierung des Vereinigten Königreichs und der Kommission, 
die vor dem Gerichtshof Erklärungen abgegeben haben, sind nicht erstattungsfä­
hig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren vor dem Gerichts­
hof ein Zwischenstreit in dem vor dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. 
Die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm vom Bundesverwaltungsgericht mit Beschluß vom 24. Januar 1985 vor­
gelegte Frage für Recht erkannt: 

1) Ein Studienreferendar, der nach Weisung und unter der Aufsicht der Schulbe­
hörden einen Vorbereitungsdienst für ein Lehramt ableistet, bei dem er Leistun­
gen erbringt, indem er Unterricht erteilt, und eine Vergütung erhält, ist unab­
hängig von der Rechtsnatur des Beschäftigungsverhältnisses als Arbeitnehmer im 
Sinne von Artikel 48 Absatz 1 EWG-Vertrag anzusehen. 

2) Der Vorbereitungsdienst für ein Lehramt kann nicht als Beschäftigung in der 
öffentlichen Verwaltung im Sinne von Artikel 48 Absatz 4 angesehen werden, zu 
der die Zulassung den Staatsangehörigen der anderen Mitgliedstaaten verweigert 
werden kann. 

Mackenzie Stuart Koopmans Everling 

Bahlmann Bosco Due Schockweiler 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 3. Juli 1986. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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